
der darin formulierten Forderungen 
verpflichtet sind.
So enthält z. B. die ASAO 551/2 — 
Stetigförderer — vom 1. August 1967 
(GBl. SDr. Nr. 557), die am 1. Septem­
ber 1967 in Kraft getreten ist, die 
Übergängsregelung (§ 60 Abs. 2), wo­
nach u. a. bereits vorhandene Stetig­
förderer innerhalb von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten entsprechend den 
Forderungen dieser Arbeitsschutz­
anordnung zu gestalten sind.
Mit der Verkündung einer neuen 
ASAO oder ABAO und den darin 
genannten Forderungen erhalten die 
Arbeitsschutzverantwortlichen Infor­
mationen über mögliche Unfallgefah­
ren und zugleich über die allgemein 
und unbedingt notwendigen Maß­
nahmen zu ihrer Beseitigung. So .ge­
nügte es nach § 1 Abs. 2 der ASAO 
551/1 bei einem Förderband als 
Schutz gegen Berührung, das Förder­
band durch ein Geländer vom Bedie- 
nungsgang abzugrenzen. Die neue 
ASAO 551/2 fordert in § 7 einen 
weiter gehenden Berührungsschutz 
(z. B. Schutzvorrichtungen an Auf­
laufstellen). Unbeschadet der Frist 
von zwei Jahren in der Übergangs­
regelung erhalten die Arbeitsschutz­
verantwortlichen mit der Verkün­
dung der neuen Arbeitsschutzanord­
nung davon Kenntnis, daß an Auf­
laufstellen, Umlenkrollen usw. Ge­
fahren für die Gesundheit der Werk­
tätigen vorhanden sind und minde­
stens ein Berührungsschutz nach § 7 
erforderlich ist, um den Gefahren 
wirksam zu begegnen.
Diese Kenntnis verpflichtet die Ar­
beitsschutzverantwortlichen zu un­

v e r z ü g l i c h e m  Handeln. So for­
dert § 8 Abs. 1 ASchVO die Beseiti­
gung von' Unfallgefahren und bei 
einer unmittelbaren Gefahr für die 
Gesundheit der Werktätigen die Ein­
stellung der Arbeit. Nach § 8 Abs. 2 
ASchVO haben die Leiter — und in 
Verbindung mit § 18 auch die leiten­
den Mitarbeiter — die Pflicht, Män­
gel in der Arbeitssicherheit unver­
züglich beseitigen zu lassen.

, Die Übergangsregelungen räumen 
dem Verantwortlichen nicht - das 
Recht-ein, die dort genannten Fristen 
nutzlos verstreichen zu lassen. Viel­
mehr sind die Leiter und leitenden 
Mitarbeiter verpflichtet, die in einer 
neuen ASAO oder ABAO genannten 
Forderungen unverzüglich durchzu­
setzen. Ist z. B. ein Verantwortlicher 
in der Lage, den Berührungsschutz 
gemäß § 7 der ASAO 551/2 an seinen 
Förderbändern innerhalb eines Mo­
nats anbringen zu lassen, dann muß 
das auch innerhalb eines Monats ge­
schehen. Anderenfalls begeht er eine 
Pflichtverletzung (durch Unterlas­
sen), die bei Vorliegen der weiteren 
Tatbestandsmerkmale des § 193 StGB 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
begründen kann.
Die bisher übliche Formulierung der 
Übergangsbestimmungen verleitet zu 
einer fehlerhaften Auslegung. Des­
halb sollte künftig bereits in der je­
weiligen Übergangsbestimmung zum 
Ausdrude gebracht werden, daß die 
Realisierung der neuen Forderungen 
unverzüglich zu erfolgen hat und die 
Höchstfrist nicht überschritten wer­
den darf.
RUDI SANDER, Staatsanwalt
beim Staatsanwalt ties Bezirks Dresden

Zum Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherungsschutz für Schäden, 
die ein polnischer Staatsbürger in der DDR verursacht

Dem in NJ 1970 S. 495 fl. mit einer 
Anmerkung von P r ü f e r  veröffent­
lichten Urteil des Bezirksgerichts 
Neubrandenburg vom 23. Oktober 
1969 - Kass. 97/69 - lag der Sach­
verhalt zugrunde, daß ein polnischer 
Staatsbürger in Ausübung von Ar­
beitspflichten als Kraftfahrer mit 
einem Pkw seines Betriebes, der in 
der Volksrepublik Polen seinen Sitz 
hat, auf dem Gebiet der DDR fahr- 

' lässig einen Verkehrsunfall ver­
ursachte, wobei ein Staatsbürger der 
DDR verletzt und diesem ein erheb­
licher Sachschaden zugefügt wurde. 
Dem in der Entscheidung hervor­
gehobenen Grundsatz, daß im kon­
kreten Schadensfall dem Geschädig­
ten gegenüber nur der polnische Be­
trieb und nicht auch der polnische 
Werktätige haftet, ist zuzustimmen. 
Dieser Grundsatz stützt sich auf das 
im Verkehr zwischen der DDR und 
der Volksrepublik Polen geltende 
Territorialitäts- sowie auf das Rezi­
prozitätsprinzip (Prinzip der Gegen­
seitigkeit).
Die in der Entscheidung erörterte 
Problematik bedarf jedoch einer Er­
gänzung in versicherungsrechtlicher 
Hinsicht.

Durch die 2. DB vom 16. März 1964 
(GBl. II S. 215) zur VO über die 

Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung 
vom 16. November 1961 (GBl. IIS. 503) 
ist die Pflichtversicherung auch auf 
Halter und Fahrer von Kraftfahr­
zeugen ausgedehnt worden, die nicht 
in der DDR polizeilich zugelassen 
sind, mit denen aber Straßen der 
DDR benutzt werden. Das sog. Ab­
kommen „Blaue Karte“, das auch 
zwischen der Staatlichen Versiche­
rung der DDR und der Auslands- 
Versicherungsgesellschaft „Warta“ 
der Volksrepublik Polen abgeschlos­
sen wurde, sieht die gegenseitige 
Anerkennung des von den Vertrags­
partnern gewährten Kraftfahr-Haft- 
pflicht-Versicherungsschutzes für das 
Ausland voF.
Danach hat die für den vom Bezirks­
gericht Neubrandenburg verhandel­
ten Fall zuständige Dienststelle der 
Staatlichen Versicherung die Ent­
schädigungspflicht gegenüber dem 
geschädigten Staatsbürger der DDR 
in vollem Umfang anerkannt, ihm 
den bisher feststellbaren persön­
lichen und sachlichen Schaden er­
setzt und auf den Schmerzensgeld­
anspruch eine Abzahlung geleistet.

Über den eventuell verbleibenden 
Anspruch wird zu befinden sein, so­
bald das noch ausstehende ärztliche 
Gutachten eingeht. Das wegen der 
zivilrechtlichen Forderungen des Ge­
schädigten gegen den polnischen Be­
schäftigungsbetrieb des Schadensver­
ursachers anhängig gemachte, jetzt 
ruhende Verfahren wird durch 
Klagerücknahme beendet werden 
können, wenn der Geschädigte er­
klärt, daß er durch die Leistungen 
der Staatlichen Versicherung befrie­
digt worden ist.
Sollte der Geschädigte jedoch höhere 
Forderungen gegen den Betrieb des 
Schadensverursachers stellen, als die 
Staatliche Versicherung als gerecht­
fertigt ansieht, dann steht es ihm 
frei, die Fortsetzung des ruhenden 
Verfahrens zu beantragen und den 
Diflerenzanspruch geltend zu machen. 
In diesem Verfahren wäre der polni­
sche Betrieb nach Erteilung entspre­
chender Vollmacht von einem Mit­
arbeiter der Staatlichen Versicherung 
der DDR zu vertreten. Diese hätte 
Forderungen, die dem Geschädigten 
im gerichtlichen Verfahren noch zu­
erkannt würden, zusätzlich zu befrie­
digen.
Für das Regreßverhältnis zwischen 
dem polnischen Schadensverursacher 
und seinem Beschäftigungsbetrieb 
gilt selbstverständlich das Recht der 
Volksrepublik Polen. Aus den all­
gemeinen Bemerkungen Prüfers über 
das Verhältnis der §§ 112 fl. GBA und 
§§ 823 fl. BGB (im letzten Absatz der 
Anmerkung) darf nicht etwa ge­
schlossen werden, daß für die Beant­
wortung der Frage, ob und in wel­
chem Umfange der polnische Scha­
densverursacher von seinem Betrieb 
ersatzpflichtig gemacht werden kann, 
das Recht der DDR maßgeblich sei. 
Die Staatliche Versicherung der DDR 
stellt ihrem Vertragspartner, der 
polnischen Versicherungsgesellschaft 
„Warta“, den gesamten von ihr ge­
zahlten Entschädigungsbetrag in 
Rechnung. Es ist Sache der „Warta“, 
zu prüfen, ob und inwieweit Regreß­
maßnahmen gegenüber dem Betrieb 
oder dem Kraftfahrer auf Grund der 
versicherungsrechtlichen und arbeits­
rechtlichen Bestimmungen in der 
Volksrepublik Polen möglich und 
einzuleiten sind.

Dr. FRANZ SCHNEIDER, Justitiar 
der Bezirksdirektion Neubrandenburg 
der Staatlichen Versicherung der DDR

Hinweis

Durch einen drucktechnischen Mangel 
-ist im vorletzten Absatz des Beitrags 
von Bein/Seidel (NJ 1970, Heft 22,
S. 679) eine Zeile nicht vollständig les­
bar. Cs fehlen die Worte: . . . StGB ist. 
Das . . .
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